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Teilrevision des Gesetzes über die Entschädigung der nebenamtlichen Behördenmitglie-

der (Nebenamtsgesetz) vom 27. Januar 1994 (BGS 154.25) sowie  

Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates vom 21. Oktober 1976 (BGS 141.2) 

 

Bericht und Antrag des Regierungsrats 

vom Datum 

 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir unterbreiten Ihnen den Bericht und Antrag für die Teilrevision des Gesetzes über die Ent-

schädigung der nebenamtlichen Behördenmitglieder (Nebenamtsgesetz) vom 27. Januar 1994 

(BGS 154.25) sowie für die Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung 

der Fraktionen des Kantonsrates vom 21. Oktober 1976 (BGS 141.2) und gliedern diesen wie 

folgt: 
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1. In Kürze 

Höhere Entschädigungen für nebenamtliche Behördenmitglieder und Kantonsratsfraktio-

nen 

 

Der Kanton Zug plant eine Erhöhung der Entschädigungen für die Kantonsrätinnen und -

räte, die Kantonsratsfraktionen, die nebenamtlichen Richterinnen und Richter sowie wei-

teren nebenamtlichen Behördenmitglieder. Der Regierungsrat erachtet eine moderate An-

passung der Vergütungen als angemessen. 

 

Die beantragten Änderungen des Nebenamtsgesetzes und des Kantonsratsbeschlusses über 

die Entschädigung der Fraktionen des Kantonsrats gehen unter anderem auf eine Motion von 

Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian Moos, Mario Reinschmidt und Ronahi Yener  betref-

fend angepasste und vereinfachte finanzielle Rahmenbedingungen für Mitglieder des Zuger 

Kantonsrats zurück. Der Kantonsrat hat an seiner Sitzung vom 1. Dezember 2023 diese Motion 

mit 45 zu 26 Stimmen teilerheblich im Sinne des Regierungsrats erklärt.  

 

Nebenamtliche Behördenmitglieder 

Die Mitglieder des Kantonsrats sollen neu für ihre Sitzungen pro Halbtag eine Entschädigung 

von 300 Franken erhalten; das Präsidium neu 500 Franken. Für Sitzungen und Visitationen von 

kantonsrätlichen Kommissionen ist vorgesehen, die Präsidien und die Mitglieder für Sitzungen 

bis zu zwei Stunden mit 170 Franken und darüber hinaus pro halbe Stunde mit 43 Franken zu 
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entschädigen. Für die Vertretung des Kantons bzw. kantonaler Behörden an besonderen Anläs-

sen soll die Entschädigung auf 300 Franken pro halben Tag erhöht werden.  

 

Eine Erhöhung ist auch bei den Entschädigungen für die nebenamtlichen Richterinnen und 

Richter für eine Sitzung oder einen Augenschein vorgesehen. Die Entschädigung für eine Sit-

zung oder einen Augenschein bis zu zwei Stunden soll neu 260 Franken und für jede weitere 

halbe Stunde 65 Franken betragen. Für das Aktenstudium soll die Vergütung pro Stunde auf 75 

Franken erhöht werden. Referententätigkeit und die Erledigung besonderer Aufgaben, soweit 

es sich nicht um amtliche Missionen handelt, sollen einschliesslich Aktenstudium pro Stunde 

mit 135 Franken vergütet werden. 

 

Schliesslich soll die Entschädigung der weiteren nebenamtlichen Behördenmitglieder ebenfalls 

erhöht werden. Diese sollen neu CHF 235 erhalten; das Präsidium neu CHF 390. Für die Aus-

arbeitung von Kommissionsberichten sowie für besondere Aufträge, soweit es sich nicht um 

amtliche Missionen handelt, ist neu eine Entschädigung von CHF 135 pro Stunde vorgesehen. 

 

Kantonsratsfraktionen 

Die Fraktionen des Zuger Kantonsrats sollen neu einen jährlichen Beitrag von 5000 Franken 

sowie einen Zuschuss von 600 Franken pro Fraktionsmitglied und Jahr erhalten. An die Mitglie-

der des Kantonsrats, die keiner Fraktion angehören, soll neu eine jährliche Entschädigung von 

600 Franken ausgerichtet werden. 

2. Ausgangslage 

Das Gesetz über die Entschädigung der nebenamtlichen Behördenmitglieder (Nebenamtsge-

setz) vom 27. Januar 1994 (BGS 154.25) regelt die Entschädigungen der Personen, die in ei-

ner Behörde, Kommission oder einzeln einen öffentlichen Auftrag im Nebenamt erfüllen. Für 

die Kantonsratssitzungen, für weitere nebenamtliche Behördenmitglieder und die amtlichen 

Missionen/Abordnungen gelten die aktuellen Entschädigungsbeträge seit 1. Januar 1995, für 

die kantonsrätlichen Kommissionen seit 1. Januar 2008. Die nebenamtlichen Behördenmitglie-

der haben denselben Anspruch auf Teuerungszulagen wie das Staatspersonal . 

 

Die Kantonsratsmitglieder erhalten für eine halbtägige Kantonsratssitzung aktuell 222.45 Fran-

ken; die Entschädigung für das Präsidium beträgt  371.15 Franken. Für Kommissionssitzungen 

bis zu zwei Stunden wird für die Präsidien und Mitglieder derzeit 123.70 Franken, darüber hin-

aus 31.45 Franken pro halbe Stunde bezahlt. Für die Vertretung des Kantons bzw. kantonaler  

Behörden an besonderen Anlässen wird gegenwärtig eine Entschädigung von 222.45 Franken 

für den halben und 438.80 Franken für den ganzen Tag vergütet.  

 

Im Nebenamtsgesetz sind in § 6 die Entschädigungen für die nebenamtlichen Mitglieder der 

Gerichte geregelt. Demnach erhalten die nebenamtlichen Richterinnen und Richter (inkl. Er-

satzrichterinnen und Ersatzrichter) aktuell pro Halbtag für eine Sitzung oder einen Augenschein 

200.70 Franken bis zu zwei Stunden, 222.45 Franken bis zu drei Stunden und 267.15 Franken 

über drei Stunden. Für Aktenstudium werden pro Stunde 59.25 Franken vergütet. Für Referen-

tentätigkeit und besondere Aufträge, soweit es sich nicht um amtliche Missionen handelt, wird 

einschliesslich Aktenstudium pro Stunde 103.95 Franken bezahlt. 

 

Die Entschädigungen für andere Behörden, Kommissionen und Funktionen sind in § 7 Neben-

amtsgesetz festgelegt. Darunter fallen beispielsweise die Mitglieder der Sportkommission, des 

Bildungsrats, der Kulturkommission, der Natur- und Landschaftsschutzkommission, der Jagd-

kommission oder der Schlichtungsbehörde Miet- und Pachtrecht. Diese Mitglieder werden nur 

entschädigt, sofern sie nicht Kantonsangestellte sind. Diesfalls werden deren 
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Kommissionsarbeiten durch ihren Lohn abgegolten. Die nebenamtlichen Behördenmitglieder 

erhalten aktuell 177.70 Franken; das Präsidium 297.40 Franken. Für die Ausarbeitung von 

Kommissionsberichten sowie für besondere Aufträge, soweit es sich nicht um amtliche Missio-

nen handelt, werden pro Stunde mit 104 Franken entschädigt. Sämtliche Entschädigungen ver-

stehen sich inklusive Teuerungsausgleich. 

 

Der Kantonsratsbeschluss über die Entschädigung der Fraktionen des Kantonsrats vom 

21. Oktober 1976 (BGS 141.2) regelt in § 1 die Beiträge an die Fraktionen des Kantonsrats so-

wie in § 2 an die Mitglieder des Kantonsrats, die keiner Fraktion angehören. Beide Paragrafen 

sind seit dem 1. Januar 2001 in Kraft. Die Fraktionen des Kantonsrats erhalten demnach als 

Entschädigung für geleistete Arbeit sowie zur teilweisen Deckung ihrer Unkosten einen jährli-

chen Beitrag, bestehend aus einer für alle Fraktionen gleich hohen Grundentschädigung von 

2500 Franken sowie einem Zuschuss pro Fraktionsmitglied von 500 Franken (§ 1). An die Mit-

glieder des Kantonsrats, die keiner Fraktion angehören, wird eine jährliche Entschädigung von 

500 Franken ausgerichtet (§ 2). 

 

Die Entschädigung von Kantonsrätinnen und -räten sowie Kantonsratsfraktionen soll die politi-

sche Arbeit angemessen vergüten. Sie stellt sicher, dass qualifizierte Personen unabhängig 

von ihrer finanziellen Situation und Unterstützung durch ihre Arbeitgeberin oder ihren Arbeitge-

ber die Möglichkeit haben, politische Ämter übernehmen zu können. Dadurch wird die Vielfalt 

und Repräsentativität in der politischen Landschaft gewährleistet.  In den letzten Jahren hat der 

Aufwand für die Mitglieder des Kantonsrats und die Fraktionen zugenommen. Dies soll ange-

messen entschädigt werden. Der Entscheid für ein politisches Engagement beruht selten auf 

finanziellen Gründen. Im Vordergrund steht vielmehr für die Gesellschaft mitzuwirken, Verände-

rungen in der Gesellschaft herbeizuführen und Einfluss auf politische Entscheidungen zu neh-

men. Der Regierungsrat ist der Meinung, dass die aktuellen Entschädigungen der Kantonsrats-

mitglieder und Fraktionen aufgrund der gestiegenen Arbeitslast sowie Anforderungen nicht 

mehr zeitgemäss sind und dass eine moderate Erhöhung gerechtfertigt ist. In diesem Sinne hat 

der Kantonsrat am 1. Dezember 2023 die Motion von Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian 

Moos, Mario Reinschmidt und Ronahi Yener betreffend angepasste und vereinfachte finanzielle 

Rahmenbedingungen für Mitglieder des Zuger Kantonsrats teilerheblich erklärt  (Vorlage Nr. 

3529.1 - 17300). Die Teilrevision des Nebenamtsgesetz soll zudem genutzt werden, um die 

Entschädigung für die nebenamtlichen Mitglieder der Gerichte und der weiteren nebenamtli-

chen Behördenmitgliedern ebenfalls anzupassen, um so den gestiegenen Herausforderungen 

gerecht zu werden. 

 

Die vorgesehenen Änderungen des Nebenamtsgesetzes sowie des Kantonsratsbeschlusses 

über die Entschädigung der Fraktionen des Kantonsrates betreffen allesamt die Entschädigung 

von nebenamtlichen Behördenmitgliedern bzw. die Entschädigung für die politische Arbeit im 

Kantonsrat. Die Erhöhung der Entschädigung für die Fraktionen des Kantonsrats in der Kan-

tonsratsdebatte war – im Gegensatz zur Erhöhung der Anpassung der Entschädigung für die 

Kantonsrätinnen und -räte – in der Kantonsratsdebatte mehrheitlich unbestritten. Die beiden 

Teilrevisionen werden gemeinsam in einem Bericht und Antrag des Regierungsrats  behandelt, 

aber in zwei separate, voneinander unabhängige referendumsfähige Vorlagen aufgeteilt, näm-

lich Nr. XXXX - XXXX betreffend Teilrevision des Nebenamtsgesetzes, und Nr. XXXX - XXXX 

betreffend Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates. 
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3. Änderungen 

3.1. Änderungen des Nebenamtsgesetzes 

Ingress 

Die Kurzform «Kantonsverfassung» und die Abkürzung «KV» sind schweizweit gebräuchlich, 

weshalb die Zitierweise «gestützt auf § 41 Abs. 1 Bst. b und e der Verfassung des Kantons Zug 

(Kantonsverfassung, KV) vom 31. Januar 1894 (BGS 111.1)» sinnvoll ist.  

 

§ 4 Abs. 1 Bst. a und b 

Eine Umfrage durch die Staatskanzlei des Kantons Zug im Jahr 2022 bei den anderen Kanto-

nen ergab, dass grosse Unterschiede zwischen den Kantonen in Bezug auf die jährliche durch-

schnittliche Gesamtentschädigung der Parlamente bestehen (vgl. Beilage 1: Umfrage ergeb-

nisse betreffend Kantonsparlament und sein Milizsystem, Vorlage Nr. 3369.2 – 1703 [Beilage 

3]). Ein direkter Vergleich mit den Zentralschweizer Kantonen und den angrenzenden Kantonen 

Aargau und Zürich ist kaum aussagekräftig, da der Sitzungsrhythmus und die Sitzungsdauer 

des Kantonsrats in den einzelnen Kantonen sehr unterschiedlich sind. So tagt im Kanton Zürich 

der Kantonsrat fast wöchentlich, währenddem im Kanton Zug die Kantonsratssitzungen rund 

einmal pro Monat stattfinden. Der Regierungsrat führte dies sinngemäss bereits in seiner Ant-

wort vom 5. Juli 2022 zur Interpellation von Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian Moos 

und Stefan Moos betreffend das Kantonsparlament und sein Milizsystem: eine Auslegeordnung 

(Vorlage Nr. 3369.2 - 17033) aus. Er hielt fest, dass eine gewisse Übereinstimmung diesbezüg-

lich bei den Innerschweizer Kantonen festzustellen sei. Zudem bewege sich der Kanton Zug 

gesamtschweizerisch im moderaten Bereich. 

 

Der Regierungsrat schlägt vor, die Entschädigung für die Sitzungen des Kantonsrats zu erhö-

hen. Für das Präsidium soll die Vergütung von 307 Franken auf 500 Franken pro Halbtag und 

für die Mitglieder von 184 Franken auf 300 Franken pro Halbtag angehoben werden. Diese Er-

höhungen tragen der quantitativen Zunahme an parlamentarische Geschäfte und den gestiege-

nen Anforderungen der Arbeit der Kantonsratsmitglieder genügend Rechnung.  Da mit dem Sit-

zungsgeld nicht nur die Präsenz an den Sitzungen abgegolten wird, sondern auch die Auf-

wände für eine fundierte Vor- und Nachbearbeitung der Geschäfte, ist die beantragte Erhöhung 

angemessen. 

 

§ 5 Abs. 1 

Entgegen dem Bericht und Antrag des Regierungsrats vom 2. Mai 2023, worin der Regierungs-

rat für die Sitzungen und Visitationen von kantonsrätlichen Kommissionen vorgeschlagen hat, 

diese analog den Kantonsratssitzungen zu entschädigen, ist der Regierungsrat nach erneuter 

Beurteilung zum Schluss gekommen, das aktuell geltende System so zu belassen. Bei der letz-

ten Revision dieser Bestimmung im Jahr 2008 wurde bei der Festsetzung der Entschädigung 

für Sitzungen und Visitationen auf die Unterscheidung zwischen Präsidien und Mitglieder ver-

zichtet. Ferner entschied man sich damals für Sitzungen, welche nicht unmittelbar vor oder 

nach einer Kantonsratssitzung stattfinden, zwecks Berücksichtigung des Zeitaufwandes für An - 

und Abreise, unabhängig von der effektiven Sitzungsdauer für einen zu entschädigenden Zeit-

sockel von zwei Stunden. Der Regierungsrat ist nun zum Schluss gekommen, dass sich diese 

Regelung bewährt hat und beantragt, das aktuell geltende System so zu belassen, jedoch mit 

höheren Entschädigungen wie folgt:  

 
1 Für Sitzungen und Visitationen von kantonsrätlichen Kommissionen werden folgende Ent-

schädigungen ausbezahlt: 

a) die Präsidien und die Mitglieder für Sitzungen bis zu 2 Stunden beziehen Fr. 170.–, dar-

über hinaus Fr. 43.– pro halbe Stunde; 
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b) Sitzungen vor und nach Kantonsratssitzungen werden pro halbe Stunde gemäss den An-

sätzen von Bst. a) entschädigt. 

 

Die Vergütung für die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen und Visitationen von kantonsrätli-

chen Kommissionen (§ 5 Abs. 2 und 3 Nebenamtsgesetz) bleibt unverändert.  

 

§ 6 

Im Zeitpunkt der Totalrevision des Nebenamtsgesetzes im Jahr 1994 (Inkraftsetzung per 1. Ja-

nuar 1995) war es möglich, nebenamtliche Richterstellen innerhalb der Zivil - und Strafrechts-

pflege mit Laien zu besetzen. Das seit dem 1. Januar 2011 in Kraft stehende G esetz über die 

Organisation der Zivil- und Strafrechtspflege (Gerichtsorganisationsgesetz, GOG) vom 26. Au-

gust 2010 (BGS 161.1) legt in § 67 Abs. 1 Bst. b fest, dass nebenamtliche Richterinnen und 

Richter bestimmte fachliche Anforderungen erfüllen müssen. Dazu gehören ein abgeschlosse-

nes juristisches Universitätsstudium (Lizenziat oder Master) oder eine gleichwertige Fachaus-

bildung sowie mindestens drei Jahre Berufserfahrung in der Rechtsprechung, Advokatur, Ver-

waltung oder im Rechtsdienst einer Unternehmung. Bei der Festsetzung der Entschädigungen 

für die nebenamtlichen Mitglieder der Gerichte wurde damals noch berücksichtigt, dass diese 

Stellen auch mit Laien besetzt werden können. Da die Wählbarkeitsvoraussetzungen in der Zi-

vil- und Strafrechtspflege geändert haben, gibt es nun – zumindest in der Zivil- und Strafrechts-

pflege – keine Laienrichter mehr. Zudem sind die aktuellen Entschädigungen ohnehin nicht 

mehr zeitgemäss. Sie berücksichtigen nicht ausreichend die zunehmend komplexeren Sachver-

halten und Rechtsfragen. Deshalb ist es gerechtfertigt, die Entschädigung für die nebenamtli-

chen Richterinnen und Richter zu erhöhen. 

 

Kanton Sitzungsgeld Referententätigkeit etc. Aktenstudium 

Zug 

(§ 6 des Gesetzes über 
die Entschädigung der ne-
benamtlichen Behörden-
mitglieder (Nebenamtsge-
setz) vom 27. Januar 
1994, BGS 154.25; in 
Kraft seit 1995) 

Sitzungsgeld pro Halbtag 

a) bis zu 2 Std.: Fr. 166.–  

b) bis zu 3 Std.: Fr. 184.–  

c) über 3 Std.: Fr. 221 

pro Std. Fr. 86.–  pro Std. Fr. 49.– 

Luzern 

(§ 5 Abs. 2 der Verord-
nung zum Personalgesetz 
(Personalverordnung, 
PVO) vom 24. September 
2002, SRL Nr. 52, sowie 
Anhang 3 der Besol-
dungsverordnung für das 
Staatspersonal (BVO) 
vom 24. September 2002, 
SRL Nr. 73a; in Kraft seit 
2012) 

Entschädigung nach Aufwand im Stundenlohn: 

▪ Ersatzrichterinnen und -richter des Kantonsgerichtes, Fachrichterinnen und -rich-
ter des Kantonsgerichtes, Mitglieder und Ersatzmitglieder der Aufsichtsbehörde 
über die Anwältinnen und Anwälte, Mitglieder und Ersatzmitglieder der Prüfungs-
kommission für Anwältinnen und Anwälte, Mitglieder und Ersatzmitglieder der Auf-
sichtsbehörde über die Urkundspersonen, Mitglieder und Ersatzmitglieder der Prü-
fungskommission für Notarinnen und Notare, Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Schätzungskommission gemäss Enteignungsgesetz (ohne Präsident oder Präsi-
dentin und Vizepräsident oder Vizepräsidentin): Fr. 105.– 

▪ nichtparitätische Mitglieder der Schlichtungsbehörde Miete und Pacht: Fr. 74. – 

▪ paritätische Mitglieder der Schlichtungsbehörde Miete und Pacht, paritätische Mit-
glieder der Schlichtungsbehörde Arbeit, paritätische Mitglieder der Schlichtungs-
behörde Gleichstellung: Fr. 63.– 

Die Stundenansätze entsprechen dem Stand im Jahr 2011. Sie erhöhen sich im Rah-
men der gewährten generellen Lohnanpassungen. 

Schwyz 

(§§ 3 und 4 des Gesetzes 
über die Entschädigung 
der nebenamtlichen Rich-
ter, Erziehungsräte und 
ausserparlamentarischen 
Kommissionsmitglieder 
vom 29. Oktober 1997, 
SRSZ 140.520; in Kraft 
seit 2007) 

Sitzungsgeld: 

a) ganzer Tag: Fr. 300.– 

b) halben Tag: Fr. 200.– 

Für Fachreferate, die 
i.d.R. schriftlich erstattet 
werden pro Std. Fr. 100.–  

Für Sitzungsvorbereitung, 
insbesondere Aktenstu-
dium, pro Std. Fr. 50.– 

Zürich 

(§§ 33 ff. der Personalver-
ordnung (PVO) vom 

Fallpauschale oder Tag-
gelder gemäss dem 

Je nach Funktion separate 
Entschädigung 

Je nach Funktion separate 
Entschädigung 
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16. Dezember 1998, LS 
177.11; in Kraft seit 2012; 
sowie § 55 der Voll-
zugsverordnung zum Per-
sonalgesetz (VVO) vom 
19. Mai 1999; LS 177.111; 
in Kraft seit 2012) 

Minimum der jeweiligen 
Lohnklasse je nach Funk-
tion 

 

Aargau 

(§ 5 des Dekrets über die 
Entschädigung der neben-
amtlichen Richterinnen 
und Richter vom 21. Sep-
tember 2010, SAR 
155.560; in Kraft seit 
2013) 

▪ Sitzungsentschädigung 
(inkl. Aktenstudium) für 
Bezirksrichterinnen und 
-richter je nach Funktion 
in der Höhe von 
Fr. 110.–/Std. bzw. 
Fr. 165.–/Std. (Vorsitz) 

 

▪ Fachrichterinnen und -
richter des Kindes- und 
Erwachsenenschutzes 

a) halben Tag (zwei bis 
vier Stunden): Fr. 400.– 

b) weniger als zwei 
Stunden: Fr. 200.– 

 

▪ Richterinnen und Rich-
ter von kantonalen Ge-
richten: 

a) halben Tag (zwei bis 
vier Stunden): Fr. 400.– 
bzw. Fr. 600.– (Vorsitz) 

b) weniger als zwei 
Stunden: Fr. 200.– bzw. 
Fr. 300.– (Vorsitz) 

fakultativ Fr. 55.– bis 
Fr. 110.–/Std. (ausseror-
dentliche Aufwendungen)  

 

 

 

 

------- 

 

 

 

 

 

 

a) bei eigenen Infrastruk-
turkosten: Fr. 200.–/Std. 
bzw. Fr. 300.–/Std. (Vor-
sitz) 

b) keine eigenen wesentli-
chen Infrastrukturkosten: 
Fr. 120.–/Std. bzw. 
Fr. 180.–/Std. (Vorsitz) 

------- 

 

 

 

 

 

Fr. 100.– bis Fr. 500.– pro 
Fall; Erhöhung bei ausser-
ordentlichem Aufwand bis 
Fr. 1'000.– bzw. Reduk-
tion bei geringem Auf-
wand auf Fr. 50.– möglich 

 

 

Fr. 100.– bzw. Fr. 150.–
(Vorsitz) bis Fr. 500.– 
bzw. Fr. 750.– (Vorsitz) 
pro Fall 
 
Erhöhung bei ausseror-
dentlichem Aufwand bis 
Fr. 1'000.– bzw. 
Fr. 1'500.– (Vorsitz) bzw. 
Reduktion bei geringem 
Aufwand auf Fr. 50.– bzw. 
Fr. 75.– (Vorsitz) möglich 

 

Ein Vergleich der ausgewählten Kantone untereinander gestaltet sich schwierig , da die Grund-

voraussetzungen bei der nebenamtlichen Richtertätigkeit verschieden sind.  Der Kanton Zug hat 

eine differenziertere Stundenunterteilung als beispielsweise der Kanton Schwyz, der nur zwi-

schen ganz- und halbtägigen Sitzungen unterscheidet. Einige Kantone unterscheiden ihre Ent-

schädigungen nach Funktionen, andere nicht. In manchen Kantonen wird das Aktenstudium se-

parat entschädigt, während in anderen die Vorbereitung auf die Sitzungen im Sitzungsgeld ent-

halten ist. 

 

Im Übrigen stehen die aktuellen Entschädigungen der nebenamtlichen Gerichtsmitglieder in 

keinem Verhältnis zu den Entschädigungen des unentgeltlichen Rechtsbeistandes. Wenn eine 

Partei, die unentgeltich vertreten ist, in einem zivilrechtlichen Streit gewinnt,  berechnet sich die 

Parteienentschädigung nach § 14 Abs. 1 der Verordnung über den Anwaltstarif (AnwT) vom 

3. Dezember 1996 (BGS 163.4). Diese Berechnung folgt denselben Grundsätzen wie das Ho-

norar bei einer entgeltlichen Rechtsvertretung. Erhält die unentgeltlich vertretene Partei keine 

Parteientschädigung oder kann sie von der Gegenpartei nicht bezogen werden (im Zivilverfah-

ren), beträgt der Stundenansatz in der Regel 220 Franken. In besonderen Fällen kann dieser 

Betrag bis auf 300 Franken erhöht werden (§ 14 Abs. 2 AnwT).   

 

Die aktuell geltende Regelung der abgestuften Pauschalentschädigung für die nebenamtliche 

Richtertätigkeit ist wegen der nicht-linearen Steigerung der Entschädigung schlecht nachvoll-

ziehbar und unflexibel. Dies führt bei längeren Sitzungen (über einen halben Tag) zu unbefrie-

digenden Ergebnissen. Deshalb wird ein neues Abrechnungssystem vorgeschlagen. Eine Ent-

schädigung nach Aufwand mit möglichst kleinen Zeiteinheiten (halbe Stunden) entspricht 

grundsätzlich am besten der erbrachten Leistung. Um den zeitlichen Aufwand für An- und 

Rückreise bei Kurzsitzungen zu berücksichtigen, sollte jedoch ein Zeitsockel von zwei Stunden 

beibehalten werden. Im Bereich der richterlichen Tätigkeit kommen der Vor- und Nachbereitung 

der Sitzungen eine grosse Bedeutung zu und dies ist in der Regel auch sehr aufwändig. 
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Deshalb sollen diese Arbeiten auch separat entschädigt werden.  Referententätigkeit und die 

Erledigung besonderer Aufträge (wie die Korrektur von Anwaltsprüfungen) erfordern in der Re-

gel eine Aktenkenntnis, beinhalten meist aber auch die Verarbeitung dieser Aktenkenntnis in 

schriftlicher Form bzw. zumindest eine geistige Auseinandersetzung mit dem Akteninhalt. 

Diese Tätigkeiten erfordern auch bei Fachpersonen eine intensivere Auseinanders etzung mit 

der Materie als das reine Aktenstudium. Damit rechtfertigt s ich aber auch die Entrichtung einer 

höheren Entschädigung als für das Aktenstudium. Wie bisher soll bei der Sitzungsentschädi-

gung nicht nach der Funktion von Sitzungsteilnehmenden unterschieden werden. Ein Mehrauf-

wand der Vorsitzenden / des Vorsitzenden wird sich vor allem in der Vor- und allenfalls auch 

Nachbereitung einer Sitzung widerspiegeln. 

 

Die Entschädigung der nebenamtlichen Richterinnen und Richter für eine Sitzung oder einen 

Augenschein soll neu wie folgt gesetzt werden: 

 
1 Die nebenamtlichen Richterinnen und Richter beziehen pro Halbtag für eine Sitzung oder ei-

nen Augenschein: 

a) bis zu 2 Stunden: Fr. 260.– 

b) für jede weitere halbe Stunde: Fr. 65.– 
2 Für das Aktenstudium werden pro halbe Stunde Fr. 75.– vergütet. 
3 Für Referententätigkeit und besondere Aufträge, soweit es sich nicht um amtliche Missionen 

handelt, werden einschliesslich Aktenstudium pro Stunde Fr. 135.– vergütet. 

 

§ 7 

Im Zuge der vorliegenden Teilrevision des Nebenamtsgesetzes beantragt der Regierungsrat 

die Entschädigungen für die weiteren Behördenmitglieder im Einklang mit den übrigen Anpas-

sungen ebenfalls zu erhöhen. Die Behörden, Kommissionen und Funktionen, die nach dieser 

Bestimmung gemeint sind, sind im Auftrag des Kantons handelnde Behörden, beispielsweise 

die Mitglieder der Sportkommission, des Bildungsrats, der Kulturkommission, der Natur - und 

Landschaftsschutzkommission, der Jagdkommission oder der Schlichtungsbehörde Miet- und 

Pachtrecht. Die Entschädigung nach dieser Bestimmung soll neu wie folgt gesetzt werden: 

 
1 Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt oder besondere Verhältnisse keine abwei-

chende Regelung erfordern, beziehen für amtliche Inanspruchnahme pro Halbtag : 

a) das Präsidium: Fr. 390.– 

b) die Mitglieder: Fr. 235.– 
2 Für die Ausarbeitung von Kommissionsberichten sowie für besondere Aufträge, soweit es sich 

nicht um amtliche Missionen handelt, werden pro Stunde Fr. 135.– vergütet. 

 

§ 8 Abs. 1 

Der Regierungsrat schlägt vor, die Entschädigung für die Vertretung des Kantons bzw. kanto-

naler Behörden an besonderen Anlässen analog § 4 Abs. 1 Bst. b Nebenamtsgesetz zu än-

dern. Zukünftig soll für die vorgenannte Vertretung eine Entschädigung von 300 Fra nken pro 

halben Tag und 600 Franken pro ganzen Tag vergütet werden. Die Erhöhung der Entschädi-

gung für die Vertretung des Kantons bzw. kantonaler Behörden an besonderen Anlässen ist ge-

rechtfertigt, weil es sich hierbei um Repräsentationsaufgaben und somit zusätzliche Verant-

wortlichkeiten handelt und Reisezeit mit sich bringt. In diesem Zusammenhang ist zu erwäh-

nen, dass der Gesetzgeber explizit von besonderen Anlässen ausging.    

 

§ 9 Abs. 1 

Der Teuerungsausgleich ist aufgrund der beantragten Entschädigungen für die nebenamtlichen 

Behördenmitglieder neu festzusetzen. So sollen die Entschädigungen neu auf einem Landesin-

dex der Konsumentenpreise per Stichtag der zweiten Lesung im Kantonsrat basieren (aktuell: 
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107.4 Indexpunkten [Dezember 2020 = 100]; https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statisti-

ken/preise/landesindex-konsumentenpreise/indexierung.html). 

 

4. Schlussbestimmungen / § 14 

Der Titel «4. Schlussbestimmungen» und § 14 sind aufzuheben, weil dieser Titel sowie diese 

Bestimmung obsolet sind. Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten  sowie das Aufheben bis-

herigen Rechts (sog. Fremdaufhebungen), was allerdings in der amtlichen Sammlung (GS) un-

ter Ziffer III. und IV. erfolgt und in der bereinigten Gesetzessammlung (BGS) in der Ände-

rungstabelle ausgewiesen wird. 

3.2. Änderungen des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates 

Ingress 

Die Kurzform «Kantonsverfassung» und die Abkürzung «KV» sind schweizweit gebräuchlich, 

weshalb die Zitierweise «gestützt auf § 41 Abs. 1 Bst. b der Verfassung des Kantons Zug (Kan-

tonsverfassung, KV) vom 31. Januar 1894 (BGS 111.1)» sinnvoll ist.  

 

§ 1 Abs. 2 Bst. a und b 

Im Kanton Zug können mindestens fünf Ratsmitglieder jederzeit eine Fraktion bilden (§ 32 Abs. 

1 des Kantonsratsbeschlusses über die Geschäftsordnung des Kantonsrats (GO KR) vom 28. 

August 2014 [BGS 141.1]). Diese Gruppen arbeiten zusammen, um Ratsgeschäfte vorzuberei-

ten, Gesetzesvorlagen zu diskutieren und politische Entscheidungen zu treffen. Fraktionen 

spielen eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der Kantonsrätinnen und -räte in ihrer parla-

mentarischen Arbeit. Beispielsweise kann eine Fraktion bestimmte Themen besonders intensiv 

behandeln und ihre Mitglieder bei Diskussionen und Abstimmungen unterstützen. Durch diese 

Zusammenarbeit wird die Arbeit im Kantonsrat strukturiert und effektiv gestaltet.  

 

Der Regierungsrat schlägt vor, die Grundentschädigung für die Fraktionen des Kantonsrats von 

2500 Franken auf 5000 Franken sowie den Zuschuss von 500 Franken pro Fraktionsmitglied 

und Jahr auf 600 Franken zu erhöhen. Damit kann aus Sicht des Regierungsrats und auch ei-

nem grossen Teil der Kantonsrätinnen und -räte (gemäss Kantonsratssitzung vom 1. Dezember 

2023 bei der Beratung der Motion von Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian Moos, Mario 

Reinschmidt und Ronahi Yener betreffend angepasste und vereinfachte finanzielle Rahmenbe-

dingungen für Mitglieder des Zuger Kantonsrats, Vorlage 3529.1 - 17300) eine qualitativ ausrei-

chende Fraktionsarbeit sichergestellt werden. Im darüberhinausgehenden Mass sind die Frakti-

onen für ihre Finanzierungsquellen verantwortlich. Mit den vom Regierungsrat vorgeschlagenen 

Erhöhungen würde eine Fraktion mit 15 Mitgliedern zukünftig neu jährlich eine Grundentschädi-

gung von 5000 Franken sowie einen Zuschuss von 9000 Franken (15 x 600 Franken pro Frakti-

onsmitglied) erhalten, gesamthaft 14 000 Franken. Ausgehend von einem monatlichen Beitrag 

an das Fraktionssekretariat in der Höhe von 1000 Franken (pro Jahr 12 000 Franken) verbleibt 

ein Betrag in der Höhe von 2000 Franken. Es resultiert pro Fraktionsmitglied somit ein zur 

freien Verfügung stehender Betrag von rund 130 Franken für den Fraktionsausflug oder Ähnli-

ches.  

 

Mit den beantragten Erhöhungen würden im Vergleich mit den umliegenden Kantonen die 

Grundentschädigungen an die Fraktionen im Kanton Zug über denjenigen der übrigen Zentral-

schweizer Kantonen liegen. Davon ausgenommen ist der Kanton Luzern (Grundentschädigung 

von 15 000 Franken und Zuschuss von 1000 Franken pro Fraktionsmitglied und Jahr) . Im Kan-

ton Zürich betragen die Grundentschädigung 43 000 Franken und der Zuschuss von pro Frakti-

onsmitglied und Jahr 3000 Franken, wobei der Zürcher Kantonsrat öfters tagt und auch aus 

mehr Mitgliedern besteht. 
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§ 2 Abs. 1 

Analog der Erhöhung des Zuschusses pro Fraktionsmitglied und Jahr auf 600 Franken gemäss 

§ 1 Abs. 2 Bst. b. Kantonsratsbeschluss über die Entschädigung der Fraktionen des Kantons-

rats ist die Entschädigung an die Mitglieder des Kantonsrats, die keiner Fraktion angehören, 

von 500 Franken pro Fraktionsmitglied und Jahr auf 600 Franken zu erhöhen. 

 

§ 3 

§ 3 ist aufzuheben, weil diese Bestimmung obsolet ist. Diese Bestimmung regelt das Inkrafttre-

ten, was allerdings in der amtlichen Sammlung (GS) unter Ziffer IV. erfolgt und in der bereinig-

ten Gesetzessammlung (BGS) in der Änderungstabelle ausgewiesen wird. 

3.3. Fremdänderungen 

Diese Vorlage führt zu keinen Änderungen anderer Erlasse.  

3.4. Fremdaufhebungen 

Diese Vorlage führt zu keinen Aufhebungen anderer Erlasse. 

3.5. Inkrafttreten 

a) Teilrevision des Nebenamtsgesetzes 

Die Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates (Nr. XXXX - XXXX) untersteht dem fakultativen Referendum gemäss § 34 

der Kantonsverfassung. Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.  

 

b) Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates 

Die Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates (Nr. XXXX - XXXX) untersteht dem fakultativen Referendum gemäss § 34 

der Kantonsverfassung. Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.  

4. Ergebnis des verwaltungsexternen Vernehmlassungsverfahrens 

4.1. Teilrevision des Nebenamtsgesetzes 

(Dieser Abschnitt wird nach dem externen Vernehmlassungsverfahren erstellt.)  

4.2. Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates 

(Dieser Abschnitt wird nach dem externen Vernehmlassungsverfahren erstellt.)  
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5. Finanzielle Auswirkungen und Anpassung von Leistungsaufträgen 

5.1. Finanzielle Auswirkungen auf den Kanton 

a) Teilrevision des Nebenamtsgesetzes 

§ 4 Abs. 1 Bst. a und b 

Im Jahr 2023 fanden insgesamt zwölf ganztägige Kantonsratssitzungen und eine halbtägige 

Kantonsratssitzung statt, was 25 halbtägigen Sitzungen entspricht. Die Entschädigungen für 

diese Sitzungen betrugen im Jahr 2023 insgesamt 441 257.50. Dies setzt sich wie folgt zusam-

men: 79 Kantonsrätinnen und -räte erhielten für 25 halbtägige Sitzungen jeweils Fr. 218.80 

(insgesamt 432 130 Franken) und der Kantonsratspräsident für die gleiche Anzahl Sitzungen 

jeweils Fr. 365.10 (insgesamt 9127.50 Franken). Mit den beantragten höheren Entschädigun-

gen ergibt sich bei gleicher Anzahl von 25 halbtägigen Sitzungen eine Gesamtsumme von 605 

000 Franken. Ausgehend von der gleicher Anzahl von 25 halbtägigen Kantonsratssitzungen 

ergibt sich mit den beantragten höheren Entschädigungen eine Total -Entschädigung an die Mit-

glieder des Kantonsrates von 605 000 Franken (79 Kantonsrätinnen und -räte x 25 halbtägige 

Sitzungen x Fr. 300 [592 500 Franken] plus Kantonsratspräsident x 25 halbtägige Sitzungen x 

Fr. 500 [12 500 Franken]). Die Entschädigung für die Sitzungen des Kantonsrats erhöht sich 

folglich von 441 257.50 Franken um 163 742.50 Franken auf 605 000 Franken. 

 

§ 5 Abs. 1 

Die Staatskanzlei führt keine differenzierte Abrechnung über die Stunden für die Sitzungen und 

Visitationen kantonsrätlicher Kommissionen. Zudem werden in der Jahresrechnung und im 

Budget der Aufwand für die Sitzungen und Visitationen von kantonsrätlichen Kommissionen 

nicht separat ausgewiesen, sondern unter Konto-Nr. 3000.30 (Vergütungen an Mitglieder von 

Kommissionen) zusammengefasst. Darunter fallen u. a. auch die Vergütung für Vor- und Nach-

bereitung für das Präsidium sowie für die Mitglieder aller Kommissionen (§ 5 Abs. 2) sowie die 

Abordnungen (§ 8). Mangels detaillierter Informationen wurden die finanziellen Auswirkungen 

unter der Annahme von 3000 Stunden berechnet, in denen die Geschäfte des Kantonsrats in 

den kantonsrätlichen Kommissionen vorberaten. Daraus ergibt sich eine geschätzte Entschädi-

gung von 185 400 Franken (3000 Stunden x Fr. 61.80). Da die Anzahl und Dauer der Kommis-

sionssitzungen jährlich variiert und Prognosen unsicher sind, wurde die geplante höhere Ent-

schädigung mit der gleichen Stundenanzahl berechnet. Dies führt zu einer prognostizierten 

jährlichen Entschädigung von 255 000 Franken (3000 Stunden x Fr. 85.00). Die Entschädigung 

für die Sitzungen und Visitationen von kantonsrätlichen Kommissionen erhöht sich folglich um 

etwas mehr als einen Drittel. 

 

§ 6 

Im Jahr 2023 wurden nebenamtliche Richterinnen und Richter wie folgt entschädigt (gerundet): 

 

- Sitzung / Augenschein (Abs. 1 Bst. a):  32 460 Franken 

- Aktenstudium (Abs. 1 Bst. b):  41 295 Franken 

- Referententätigkeit / besondere Aufträge (Abs. 1 Bst. c):  122 130 Franken 

 

Die für das Jahr 2023 ausbezahlten Entschädigungen gemäss § 6 betrugen gesamthaft somit 

195 885 Franken (gerundet). Da die jährliche Stundenanzahl für Sitzung / Augenschein, Akten-

studium, Referententätigkeit / besondere Aufträge sich jährlich ändert und eine diesbezügliche 

Prognose – wie bei den Kommissionssitzungen – sehr vage ist, wird die vorgesehene höhere 

Entschädigung mit der gleichen Anzahl Stunden (gerundet) berechnet. Es ergibt sich somit mit 

den beantragten höheren Entschädigungen eine prognostizierte jährliche Entschädigung pro 

Kategorie: 
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- Sitzung / Augenschein (Abs. 1 Bst. a):  

150 Stunden à 130 Franken = 19 500 Franken 

- Aktenstudium (Abs. 1 Bst. b): 

700 Stunden à 75 Franken  = 52 500 Franken 

- Referententätigkeit / besondere Aufträge (Abs. 1 Bst. c):  

1200 Stunden à 135 Franken = 162 000 Franken 

Gesamtentschädigung 2024: = 234 000 Franken 

 

Die Entschädigung für Sitzung / Augenschein, Aktenstudium, Referententätigkeit / besondere 

Aufträge erhöht sich folglich von 195 885 Franken um 38'115 Franken auf 234 000 Franken.  

 

§ 7 

Im Jahr 2023 wurden unter dieser Generalklausel andere Behörden, Kommissionen und Funkti-

onen Entschädigungen von rund CHF 445'000.00 ausbezahlt.  Auf Grund der von den Direktio-

nen und der Staatskanzlei eingegangenen Rückmeldungen verteilen sich die CHF 445'000.00 

auf die Absätze 1 (CHF 215'000.00) und 2 (CHF 230'000.00). Mit den beantragten höheren 

Entschädigungen wird eine prognostizierte jährliche Entschädigung von CHF 285'000.00 

(Abs. 1) und CHF 300'000.00 (Abs. 2), gesamthaft somit CHF 585'000.00, erwartet. 

 

§ 8 

Für die Vertretung des Kantons bzw. kantonaler Behörden an besonderen Anlässen wurde im 

Jahr 2023 rund 40 000 Franken ausbezahlt. Mit der beantragten Erhöhung der Entschädigung 

auf 300 Franken (für den halben Tag) bzw. 600 Franken (für den ganzen Tag)  erhöhen sich die 

Entschädigungen für amtliche Missionen um rund einen Drittel auf 55 000 Franken.  

 

A Investitionsrechnung 2024 2025 2026 2027 

1. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Ausgaben     

bereits geplante Einnahmen     

2. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Ausgaben     

effektive Einnahmen     

B Erfolgsrechnung (nur Abschreibungen auf Investitionen) 

3. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Abschreibungen     

4. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Abschreibungen     

C Erfolgsrechnung (ohne Abschreibungen auf Investitionen) 

5. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplanter Aufwand 1 147 500 895 000 1 306 400 1 310 800 

bereits geplanter Ertrag     

6. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektiver Aufwand 1 147 500 895 000 1 734 000 1 734 000 

effektiver Ertrag     

 

Die Abnahme bei den budgetieren Beträgen vom Jahr 2024 mit 447 000 Franken auf 195 000 

Franken im Jahr 2025 ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass im Jahr 2024 die Entschä-

digung für ein ausserordentliches Ersatzmitglied gemäss § 16 GOG vorgesehen war. Beim 

Obergericht, Kantonsgericht und Strafgericht sind ab dem Jahr 2025 zudem keine nebenamtli-

chen Richterpersonen mehr vorgesehen. 
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b) Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates 

Der Kantonsrat hat derzeit sechs Fraktionen: Alternativ – die Grünen (ALG), Die Mitte, FDP.Die 

Liberalen (FDP), Grünliberale (GLP), Sozialdemokratische Partei (SP) und Schweizerische 

Volkspartei (SVP). Aktuell gehören sämtliche Kantonsrätinnen und Kantonsräte einer Fraktion 

an. Der Kanton bezahlt den Fraktionen gemäss den aktuell geltenden Bestimmungen die fol-

genden jährlichen Entschädigungen – gesamthaft 55 000 Franken: 

 

Fraktionen Anzahl Mitglie-
der 

Grundentschädigung 
von CHF 2'500 

Zuschuss von 
CHF 500 pro 
Fraktionsmitglied 

Total in 
CHF 

ALG 11 2’500 5’500 8’000 

Die Mitte 19 2’500 9’500 12’000 

FDP 18 2’500 9’000 11’500 

GLP 6 2’500 3’000 5’500 

SP 8 2’500 4’000 6’500 

SVP 18 2’500 9’000 11’500 

Total    55’000 

 

Bei der Erhöhung der Grundentschädigung für die Fraktionen des Kantonsrats von 2500 Fran-

ken auf 5000 Franken sowie des Zuschusses pro Fraktionsmitglied und Jahr von 500 Franken 

auf 600 Franken erhalten die Fraktionen gesamthaft 78 000 Franken:  

 

Fraktionen Anzahl Mitglie-
der 

Grundentschädigung 
von neu CHF 5000 

Zuschuss von neu 
CHF 600 pro 
Fraktionsmitglied 

Total in 
CHF 

ALG 11 5’000 6’600 11’600 

Die Mitte 19 5’000 11’400 16’400 

FDP 18 5’000 10’800 15’800 

GLP 6 5’000 3’600 8’600 

SP 8 5’000 4’800 9’800 

SVP 18 5’000 10’800 15’800 

Total    78’000 

 

Insgesamt erhöht sich die Entschädigung an die Fraktionen von 55 000 Franken um 23 000 

Franken auf 78 000 Franken. 

 

A Investitionsrechnung 2024 2025 2026 2027 

1. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Ausgaben     

bereits geplante Einnahmen     

2. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Ausgaben     

effektive Einnahmen     

B Erfolgsrechnung (nur Abschreibungen auf Investitionen) 

3. Gemäss Budget oder Finanzplan: 

bereits geplante Abschreibungen     

4. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektive Abschreibungen     

C Erfolgsrechnung (ohne Abschreibungen auf Investitionen) 

5. Gemäss Budget oder Finanzplan: 55 000 55 000 55 000 55 000 
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bereits geplanter Aufwand 

bereits geplanter Ertrag     

6. Gemäss vorliegendem Antrag: 

effektiver Aufwand 55 000 78 000 78 000 78 000 

effektiver Ertrag     

5.2. Finanzielle Auswirkungen auf die Gemeinden 

Diese Vorlage hat keine finanziellen Auswirkungen auf die Gemeinden.  

5.3. Anpassung von Leistungsaufträgen 

Diese Vorlage hat keine Anpassung von Leistungsaufträgen zur Folge.  

5.4. Motion von Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian Moos, Mario Reinschmidt und 

Ronahi Yener betreffend angepasste und vereinfachte finanzielle Rahmenbedingungen 

für Mitglieder des Kantonsrats 

Mit den beantragten Erhöhungen der diversen Entschädigungen gemäss Nebenamtsgesetz und 

Kantonsratsbeschluss über die Entschädigung der Fraktionen des Kantonsrates  kann die vom 

Kantonsrat am 1. Dezember 2023 teilerheblich erklärte Motion von Heinz Achermann, Michael 

Felber, Adrian Moos, Mario Reinschmidt und Ronahi Yener betreffend angepasste und verein-

fachte finanzielle Rahmenbedingungen für Mitglieder des Kantonsrats (Vorlage Nr. 3529.1 - 

17300) als erledigt abgeschrieben werden. 

6. Zeitplan 

19. Dezember 2024  Kantonsrat, Kommissionsbestellung 

bis Ende März 2025  Kommissionssitzung(en) 

bis Ende Mai 2025  Kommissionsbericht 

bis Ende Juni 2025  Beratung Staatswirtschaftskommission 

bis Ende Juli 2025  Bericht Staatswirtschaftskommission 

28. August 2025  Kantonsrat, 1. Lesung 

30. Oktober 2025  Kantonsrat, 2. Lesung 

6. November 2025  Publikation im Amtsblatt 

7. November 2025  Beginn der Referendumsfrist (60 Tage) 

5. Januar 2026  Ablauf der Referendumsfrist 

1. Januar 2026  Inkrafttreten (rückwirkend) 

 

7. Antrag 

Wir beantragen Ihnen, 

1. auf die Vorlagen betreffend 

1.1 Teilrevision des Nebenamtsgesetzes (Nr. XXXX - XXXX) und 

1.2 Teilrevision des Kantonsratsbeschlusses über die Entschädigung der Fraktionen des 

Kantonsrates (Nr. XXXX - XXXX) 

einzutreten und ihnen zuzustimmen; 

2. die teilerheblich erklärte Motion von Heinz Achermann, Michael Felber, Adrian Moos, Ma-

rio Reinschmidt und Ronahi Yener betreffend angepasste und vereinfachte finanzielle 
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Rahmenbedingungen für Mitglieder des Kantonsrats (Vorlage Nr. 3529.1 - 17300) als erle-

digt abzuschreiben. 

 

 

 

Zug, Datum 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Regierungsrat des Kantons Zug 

 

Die Frau Landammann: Silvia Thalmann-Gut 

 

Der Landschreiber: Tobias Moser 

 

 

 

 

 

 

Beilagen: 

Beilage 1: Umfrageergebnisse betreffend Kantonsparlament und sein Milizsystem, Vorlage Nr. 

3369.2 – 1703 (Beilage 3) 
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